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Allgemeine Erläuterungen
Der Kantonsrat hat dem Regierungsrat am 9. März 2015 folgende, von den Kantonsräten Michael Zeugin, Winterthur, Martin Arnold, Oberrieden, und Markus Schaaf, Zell, am 29. September 2014 eingereichte Motion zur Berichterstattung und Antragstellung überwiesen:
„Ein zentral geführtes Betreibungsregister im Kanton Zürich kann den bürokratischen Aufwand minimieren und die Administration der Betreibungsämter reduzieren. Der Kantonsrat hat sich bei der Beratung des Postulats KR-Nr. 347/2012 mit einer sehr deutlichen Mehrheit für eine zügige Umsetzung für ein Betreibungsregister im Kanton Zürich ausgesprochen. Der Nutzen für den Kanton rechtfertigt, dass die Harmonisierung des Betreibungsregisters rasch umgesetzt wird.“
1. Zur Vernehmlassungsvorlage 
1.1. Zulässigkeit der Führung eines gemeinsamen Systems durch die Betreibungsämter und gegenseitiger Datenzugriff 
 (
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)Das Gebiet jeden Kantons bildet für die Durchführung der Schuldbetreibungen und der Konkurse einen oder mehrere Kreise (Art. 1 Abs. 1 SchKG), wobei jedes Betreibungsamt von einem Betreibungsbeamten geleitet wird (Art. 2 Abs. 1 SchKG). Die Organisation der Betreibungs- und Konkursämter bestimmen im Übrigen die Kantone (Art. 122 Abs. 2 BV, Art. 2 Abs. 5 SchKG). Gestützt auf Art. 8 SchKG führen die Ämter über die bei ihnen eingehenden Begehren und Erklärungen Protokoll und die Register (vgl. dazu insbesondere Art. 8 der Verordnung vom 5. Juni 1996 über die im Betreibungs- und Konkursverfahren zu verwendenden Formulare und Register sowie die Rechnungsführung [VFRR]). Aus den Bestimmungen geht nicht wörtlich hervor, dass jedes Amt ein eigenes Register führen muss. Eine entsprechende Deutung entspricht sicher einer historischen Auslegung. Allerdings ist für die Auslegung in Betracht zu ziehen, dass allein schon aufgrund der fehlenden technischen Möglichkeiten beim Erlass des SchKG etwas anderes gar nicht denkbar gewesen wäre. In Betracht zu ziehen ist sodann, dass die Organisation im Übrigen Sache der Kantone ist. Gestützt auf eine zeitgemässe und wohl auch eine teleologische Auslegung ist deshalb darauf zu schliessen, dass die Registerführung in einem zentralen Datenstamm zulässig ist. Die einzelnen Daten sollen jedoch dem jeweils zuständigen Amt (i.e. dasjenige, das den Eintrag ins Register vorgenommen hat) zugeordnet werden können. Die Führung der Daten sämtlicher Betreibungsämter in einem zentralen Register erscheint damit zulässig. Diese Antwort wird offenbar auch vom Bundesamt für Justiz vertreten (vgl. Stellungnahme des Bundesrates vom 18. Mai 2016 zur Interpellation 16.3199 von Jürg Grossen betr. Harmonisierung der Betreibungsregister). Als zulässig zu erachten wäre damit auch die Führung eines eigenen Registers durch die einzelnen Betreibungsämter und die zentrale Speicherung der für die Erteilung von Betreibungsauskünften notwendigen Daten. 
Der Kanton könnte zwar lediglich ein Betreibungsamt führen, womit bei der Erteilung einer Betreibungsauskunft ohne weiteres Zugriff auf sämtliche im Kanton erfasste Daten bestünde. Dies entspricht jedoch nicht dem Ansatz des Einführungsgesetzes zum Bundesgesetz über Schuldbetreibung und Konkurs vom 26. November 2007 (EG SchKG). Gemäss EG SchKG erfolgt die Aufgabenerfüllung im Betreibungswesen in organisatorischer und personeller Hinsicht durch die Gemeinden. Diese führen die Betreibungsämter, die unabhängig voneinander funktionieren. § 17 Abs. 1 lit. a IDG verlangt für die Bekanntgabe besonderer Personendaten an öffentliche Organe eine hinreichend bestimmte Regelung in einem formellen Gesetz. Demnach ist für den Datenaustausch zwischen öffentlichen Organen immer dann eine formell-gesetzliche Grundlage notwendig, wenn
– 	das andere Organ direkt auf besondere Personendaten anderer Amtsstellen zugreifen kann oder 
– 	die Bekanntgabe nicht auf bestimmte Einzelfälle beschränkt ist.
Diese Voraussetzungen sind vorliegend erfüllt, weshalb die Schaffung einer Grundlage für den Datenzugriff im EG SchKG als notwendig erscheint.
1.2. Handlungsspielraum bei der Erfassung von (zusätzlichen) Identifikatoren des Schuldners (Art. 2 Abs. 5 i.V.m. Art. 8 Abs. 1 SchKG)
Art. 67 Abs. 1 Ziff. 2 SchKG regelt die Anforderungen an das Betreibungsbegehren. Anzugeben sind bezüglich des Schuldners: dessen Name und Wohnort und gegebenenfalls diejenigen eines gesetzlichen Vertreters. Der Schuldner muss klar und unzweideutig genannt werden, andernfalls ist die Betreibungsurkunde nichtig (BGE 102 III 63). Zielrichtung dieser Bestimmung ist jedoch lediglich die Einleitung einer Betreibung und nicht, dass der Schuldner für die allfällige spätere Erstellung einer Betreibungsauskunft eindeutig identifiziert werden kann. Damit kann lediglich verlangt werden, dass der Schuldner z.Zt. der Einreichung des Betreibungsbegehrens identifizierbar ist. Damit genügt es, dass die Gläubigerin oder der Gläubiger Name und der Wohnort einer Schuldnerin oder eines Schuldners angibt und die Angabe weiterer Identifikatoren kann nicht verlangt werden. Allerdings könnten zusätzliche Identifikatoren mittels Zugriffs auf die kantonale Einwohnerdatenplattform (KEP) abgerufen werden, wobei dies für die Betreibungsämter mit einem Mehraufwand verbunden ist. Eine Berechtigung dazu besteht bereits gemäss § 23 Abs. 1 lit. c des Gesetzes über das Meldewesen und die Einwohnerregister vom 11. Mai 2015 (MERG), wenn die Führung eines kantonalen Betreibungsregisters als öffentliche Aufgabe definiert wird. Die entsprechenden Daten für Einwohnerinnen und Einwohner des Kantons Zürich könnten damit abgerufen werden. Voraussetzung dafür ist jedoch, dass die Betreibung am ordentlichen Betreibungsort eingereicht wird, d.h. am Ort, an dem die Schuldnerin oder der Schuldner niedergelassen und auch tatsächlich angemeldet ist (vgl. § 1 des Gesetzes über das Meldewesen und die Einwohnerregister (MERG) vom 11. Mai 2015). Nur dann ist eine Identifikation möglich. Ist eine Schuldnerin oder ein Schuldner nicht angemeldet, hat sie oder er gleichwohl einen betreibungsrechtlichen Wohnsitz in der fraglichen Gemeinde und ein eingeleitetes Betreibungsverfahren muss vom zuständigen Betreibungsamt durchgeführt werden (Art. 46 SchKG i.V.m. Art. 23 ZGB). Die Abfrage der AHV-Nummer auf KEP gemäss § 22 MERG wird aber nicht zu einem Ergebnis führen. Es gibt überdies eine Anzahl spezieller Betreibungsverfahren (z.B. die Arrestbetreibung oder die Betreibung auf Pfandverwertung), welche nicht zwingend am Wohnsitz (und damit am ordentlichen Betreibungsort) eingeleitet werden müssen (vgl. Art. 51 und 52 SchKG). Für die Verwendung der AHV-Versichertennummer gemäss dem Bundesgesetz vom 20. Dezember 1946 über die Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHVG) als Identifikator ist sodann eine ausdrückliche gesetzliche Grundlage zu schaffen (Art. 50e Abs. 3 AHVG). Diese Meinung vertritt auch der Bundesrat (vgl. Stellungnahme des Bundesrates vom 13. Mai 2016 zur Interpellation 15.3267 betr. Bürokratieabbau durch Harmonisierung der Betreibungsregister).
Für juristische Personen werden in der KEP keine Daten erfasst. Allerdings können entsprechende Daten aus dem Handelsregister abgerufen werden (Bundesgesetz vom 18. Juni 2010 über die Unternehmens-Identifikationsnummer [UIDG]). Die Verwendung der UID wäre wohl zulässig, da die Betreibungsämter als „UID-Stellen“ gemäss Art. 3 UIDG zu werten sind.
Ergänzend ist festzuhalten, dass gemäss einer Weisung des Bundesamtes für Justiz es den Betreibungsämtern derzeit allerdings ausdrücklich untersagt ist, die Richtigkeit von Daten (insbesondere den Wohnort) abzuklären, wenn jemand eine Betreibungsauskunft verlangt. Diese Weisung wird von verschiedenen Gerichtsurteilen gestützt. Kommt das Bundesamt für Justiz nicht auf diese Weisung zurück, ist die Aussagekraft eines kantonalen Auszugs beschränkt. Insbesondere kann mit falschen Angaben zum Wohnort ein leerer Betreibungsregisterauszug erschlichen werden (z.B. wenn ein künftiger Mieter dem möglichen Vermieter einen Auszug aus dem Betreibungsregister vorlegen muss).
1.3 Eingeschränkte Rechtssicherheit von Auszügen aus einem künftigen kantonalen Betreibungsregister 
Die vor der Einführung des kantonalen Betreibungsregisters erhobenen Betreibungen könnten nur mit aussergewöhnlich hohem Aufwand erfasst werden. Für Auskünfte vor der Einführung des kantonalen Registers müsste mithin bei den Betreibungsämtern sämtlicher früherer Wohnsitze angefragt werden. Betreibungsauskünfte wären auch bei einem kantonalen Betreibungsregister auf den Kanton Zürich beschränkt. Bei Zuzug aus einem anderen Kanton, wäre für eine lückenlose Auskunft zusätzlich eine Anfrage am Betreibungsamt des früheren, ausserkantonalen Wohnsitzes nötig. Betreibungsregisterauskünfte enthalten Angaben über Betreibungen des laufenden Jahres sowie über die vergangenen fünf Jahre seit Auskunftserhebung. Aus diesem Grund wäre ein kantonales Register für wenigstens sechs Jahre ab Inbetriebnahme nur eingeschränkt aussagekräftig, da die vorhandenen Datensätze betreffend Betriebene für das einheitliche kantonale Betreibungsregister nicht ohne einen enormen zusätzlichen Personalaufwand seitens der Betreibungsämter resp. seitens der Sitzgemeinden rückwirkend aufbereitet werden können. 
1.4. Kosten der Vorlage  
In Art. 12a der Gebührenverordnung vom 23. September 1996 zum Bundesgesetz über Schuldbetreibung und Konkurs (GebV SchKG) wird die zulässige Gebühr festgelegt. Für einen Auszug aus dem Betreibungsregister beträgt diese Gebühr Fr. 17.--. Ist nur noch ein Auszug einzuholen, hat dies einen Gebührenrückgang zur Folge. Dieser kann sich bei den einzelnen Betreibungsämtern unterschiedlich auswirken, da nicht abgeschätzt werden kann, bei welchen Betreibungsämtern die Dienstleistung künftig verlangt werden wird. Es ist auch denkbar, dass neu mehr Anfragen in den grösseren Städten erfolgen werden und diese – auf Kosten der übrigen Betreibungsämter – mehr Gebühreneinnahmen generieren werden.
Die Erfassung der zusätzlichen Daten durch die Ämter führt zu Mehrkosten, da die Ämter bei jeder Betreibung eine zusätzliche Abfrage bei der KEP oder beim Handelsregister vornehmen müssen. Erhebliche Kosten entstehen zudem für den Betrieb der Datenbank. Diese können noch nicht abgeschätzt werden. Zurzeit wird versucht, Daten für eine ungefähre Kostenschätzung zu erheben. Zwar profitieren die Gläubiger von der zusätzlichen Dienstleistung. Aufgrund der Festlegung der Gebühren durch den Bund, kann dieser Mehrwert aber nicht durch eine höhere Gebühr abgeschöpft werden. Zudem ist davon auszugehen, dass der Bund eine einheitliche Datenerfassung zum Zwecke eines einheitlichen Betreibungsauszuges einführen wird, wenn auch der Zeitpunkt noch ungewiss ist. Ein Bericht zu einem in dieser Frage angenommenen Postulat Nr. 12.3957 von Martin Candinas, sollte Ende 2016 fertiggestellt werden. Auf diesen Bericht hat der Bundesrat denn auch im Zusammenhang mit anderen Vorstössen hingewiesen (Interpellation Nr. 15.3267 von Jürg Grossen betr. „Bürokratieabbau durch die Harmonisierung der Betreibungsregister“ und Interpellation Nr. 16.3199 von Thomas Maier betr. „Harmonisierung der Betreibungsregister“). Noch nicht behandelt ist eine Parlamentarische Initiative in diesem Zusammenhang zur Vernetzung sämtlicher Betreibungsregister (Parlamentarische Initiative Nr. 16.405 von Erich Hess). Vor Erstellung des Berichts und – bei positiver Beurteilung – Ausarbeitung einer Vorlage, kann sich die Bundesverwaltung weder bezüglich der angestrebten IT-Lösung, noch dem zu verwendenden Identifikator, äussern. Damit besteht aber das Risiko, dass im Kanton Zürich erneut Kosten für ein einheitliches Register anfallen könnten. 
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